
Nachschlagewerks nein 
Amtliche Sammlung* nein

KO §§ 29, 30

Hat ein Tankstelleninhaber bei der Veräußerung seines Betriebes 
dem Unternehmen.» das ihm.Treibstoffe geliefert hat, fUr eine 
Barlehensforderung Befriedigung oder Deckung in der Weise ge­
währt, daß er den Übernehmer veranlaßt hat, die Darlehens schuld 
unter Anrechnung auf den Kaufpreis zu übernehmen, so ist im 
Palle seines Konkurses eine Anfechtung mangels einer objekti­
ven Benachteiligung ausgeschlossen,, wenn auch der Konkursver­
walter auf Grund des Zapfstellenvertrages bei einer Veräußerung 
des Betriebes dem Unternehmen die gleiche Befriedigung oder 
Deckung hätte gewähren müssen»
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VIIT ZR 220/57
Verkündet am 24 o November 1959 
Hoffraei st er * J ust i zangesteilt er 

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der BV - A Aktiengesellschaft, Niederlassung
■ ■  aoM^^? St®®straße ■  , gesetzlich vertreten durch ih­
ren Vorstand Gerhard Br®hoC® Wilhelm Sch^l^
H H P ;  Wilhelm B o r f l U P  und Erich sämtlich
in W i M H P  Straße ■ ?

Beklagten, Berufungsklägerin» Anschluß­
berufungsbeklagten und Revisionsklägerin

- Prozeßbevollmächtigfcers Rechtsanwalt Prof >Br
gegen

den Rechtsanwalt Heinz G ■ H i  in £ ■ ■ ■ ■ ■  a* 
^■■HBP&'fcra&e als Verwalter im Konkursvei'fahren 
Uber das Vermögen des Kaufmanns Otto S t f l H B i  in P

Kläger, Berufungsbeklagten, Anschlußberufungs­
kläger und Revisionsbeklagten?

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

hat der VIII* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom %  November 1959 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten BroGroßmann sowie der Bundes­
richter BroGelhaar, Artl, Br® Spieler und Br«Mezger

für Recht erkannt:
Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des lo Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Prankfurt (Main) vom 27 o Juni 1957 aufgehoben®
Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver 
wiesen, dem auch die Entscheidung Uber die Ko­
sten der Revision übertragen wird®

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger ist Verwalter im Konkursverfahren Uber das 
Vermögen des Kaufmanns Otto in F ^ B H B ®  am

S t ^ H H i K >  im folgenden als Gemeinschuldner bezeich­
net p war Inhaber eines Garagenbetrieb.es nebst Tankstelle in 
Frankfurt« Das Grundstück» auf dem das Unternehmen betrie­
ben wurde» hatte er von der Eigentümerin Frau A l f l H ^  geb« 
SfllP gepachtet« Die Beklagte, die Treibstoffe und Schmier­
stoffe für Kraftfahrzeuge vertreibt, hatte am 4«/9o Dezem­
ber 1952 mit dem Gemeinschuldner einen sogenannten Zapfstel­
lenvertrag geschlossen, der bis zum 31o Dezember 1983 lau­
fen sollte« Durch diesen Vertrag übernahm der Gemeinschuld­
ner den Kleinverkauf der Erzeugnisse der Beklagten« Die ge­
samten Anlagen der von der Beklagten zu errichtenden Zapf­
stelle sollten deren Eigentum bleiben. Der Gemeinschuld­
ner verpflichtete sich* dafür einzustehen, daß die Grund- 
stücks^igentümerin für die Dauer des Abkommens ihre unwi­
derrufliche Zustimmung zur Errichtung und Unterhaltung der 
Zapfstelle gebe und eine beschränkte persönliche Dienstbar­
keit eintragen lasse, die der Beklagten das ausschließliche 
Recht zum Vertrieb von Treib- und Schmierstoffen und zur Er­
richtung und zum Betrieb einer Tankstelle sicherte. Das 
für die verkauften Erzeugnisse vereinnahmte Entgelt sollte 
mit der Einnahme in das Eigentum der Beklagten übergehen«
Der Gemeinschuldner sollte eine Vergütung erhalten, die er 
von den vereinnahmten Geldern abziehen durfte, Br»7 und Rr«8 
Absatz 6 des Abkommens, das in die Form eines von der Be­
klagten angenommenen Angebots des Gemeinschuldners geklei­
det

?■ 
i .

ist, lautet wörtlich:
rt7« Rechtsnachfolge«

Sie (d»ix, die Beklagte) sind jederzeit berechtigt, 
das Abkommen ganz oder teilweise mit allen Rechten 
und Pflichten auf Dritte zu übertragen« Falls wir 
(deh« der Gemeinschuldner) das Grundstück oder ei­
nen Teil unseres Betriebes, zu dem die Zapfstelle 
gehört, an einen Dritten veräußern oder in irgend 
einer Rechtsform überlassen, haben wir Ihnen hier­
von unverzüglich Mitteilung zu machen« Wir stehen 
dafür ein, daß der neue Berechtigte auf Ihren 
Wunsch alle Rechte und Pflichten aus diesem Ab­
kommen übernimmt«
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8« Dauer unci Kündigung«
* 0 0 0
Sollten wir (d«h« der Gemeinschuldner) in Zah­
lungsschwierigkeiten geraten oder den’Bestimmun­
gen dieses Abkommens oder den von Ihnen gegebe­
nen Weisungen zuwiderhandeln, sind Sie berechtigt, 
die Anlage und sonstigen Verkaufseinrichtungen bis 
zur Beseitigung der Zahlungsschwierigkeiten oder 
unseres vertragswidrigen Verhaltens zu sperren oder 
in eigene Verwaltung zu nehmen oder das Abkommen 
fristlos zu kündigen««««w

Die im Vertrag erwähnte beschränkte persönliche Dienst­
barkeit ist im Grundbuch eingetragen worden«

Zur Errichtung der Tankstelle erhielt der Gemein­
schuldner von der Beklagten einen Betrag von 100 000 DM« 
Davon wurden 20 000 DM als verlorener Zuschuß und 80 000 DM 
als verzinsliches Darlehen gegeben« Hierüber wurde unter 
dem 4« Dezember 1952 ein Vertrag geschlossen, nach dem 
die Rückzahlung des Darlehens in der Weise geschehen sollte, 
daß der Gemeinschuldner von der ihm zustehenden Provision 
einen bestimmten Hundert satz, mindestens jedoch 1000 DM 
monatlich an die Beklagte abführe« Bei Verzug mit der 
Rückzahlung war die Beklagte zur Kündigung des Darelehen3 
berechtigt« Im Palle vorzeitiger Beendigungdes Zapfstel­
lenvertrages sollte der Darlehensrestbetrag ohne Kündigung 
fällig sein« Die Sicherung der Ansprüche sollte Gegenstand 
einer besonderen Vereinbarung sein« Diese ist am 5« Januar 
1953 geschlossen worden« Danach trat der Gemeinschuldner 
seine Rechte aus dem Pachtvertrag mit Drau B M P  an 
die Beklagte für den Fall ab, daß die Beklagte nach dem 
Darlehensvertrag das Recht habe, den Darlehensrestbetrag 
zu kündigen, oder eine Situation eintrete, wie sie in 
Ziffer 8 Absatz 6 des Zapfsteilenvertrages vorgesehen sei« 
In diesem Falle sollte die Beklagte berechtigt sein* das 
Pachtverhältnis auf ihren Hamen fortzuführen* bis sie we­
gen aller ihrer Ansprüche gegen den Gemeinschuldner be­
friedigt sei und auch alle etwa rückständigen Forderungen 
der Verpächterin gegen den Beklagten abgedeckt seien* Mit 
einer Hachtragsvereinbarung, die durch Schreiben der Be-
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klagten vom 20o Juli 1953 verlautbart wurde, wurde der 
Beginn für die Darlehensrückzahlung auf den 1» Dezember 
1953 festgelegt, so daß die erste Hate Anfang Januar 1954 
für den im Dezember 1953 erzielten Verkauf fällig seio

Der Gemeinschuldner eröffnete den Betrieb im Mai 1953» 
Seit Juli 1953 geriet er wiederholt mit der Abführung der 
eingenommenen Gelder in Rückstand» Als er am 23 * November 
1953 die sich aus der ZapfStellenabrechnung ergebende Ver­
bindlichkeit nicht erfüllen konnte, ließ die Beklagte für 
kurze Zeit die Zapfstelle plombieren und in der Folgezeit 
täglich kontrollieren» Die Zapfgelder wurden vom Beklag­
ten sofort einkassiertc Am 26» November 1953 trat die Be­
klagte in den Pachtvertrag des Geraeinschuldners mit der 
Grundstückseigentümerin ein, überließ aber den Betrieb 
dem Gemeinschuldner in Unterpachto Es wurde vereinbart, 
daß die Hechte aus dem Pachtvertrag auf den Gemeinschuld­
ner nach Tilgung der fälligen Verbindlichkeiten zurückzu­
übertragen seien» Dem Gemeinschuldner wurde ausdrücklich 
gestattet, den Betrieb mit Zustimmung der Beklagten zu ver­
äußern»

Am 10» Dezember 1953 verkaufte der Gemeinschuldner 
seinen'Garagenbetrieb mit Tankstelle, Caf6- und Restaurant­
bau, Verwaltungsgebäude-, Waschhallen, Schmier- und Schnell- 
dienststation, Werkstattraum und teils fertiggestellten, 
teils im Rohbau befindlichen Einzelgaragen sowie eine Sam­
melhalle nebst Inventar an die Firma & Co» GmbH»
In dem Vertrag heißt es u»a»s

**Bie Käuferin ist berechtigt, die nach der Über­
nahme des Garagenbetriebes bis zu diesem Zeit­
punkt anfallenden Lasten und Verpflichtungen., 
soweit sie von ihr bezahlt werden, vom Kaufpreis 
abzuzieheno
0 9«»
Der Kaufpreis beträgt DM 240 000 und ist von der 
Käuferin mit DM 120 000 bis zum Tage der Übernahme- 
zu bezahlen».
Die Käuferin verpflichtet sich, den Restbetrag von 
DM 120 000 bis zum 15» Januar 1954 zu bezahlen, 
spätestens jedoch nach erfolgtem Nachweis des Ver­
käufers über die Bezahlung sämtlicher Lasten und



Verpflichtungen, die aus der Übernahme des Garagen- 
betriebes vom Verkäufer noch zu bezahlen sindo
Die Käuferin tritt in den bestehenden Zapfstellen­
vertrag ein^ Der Vertrag ««o«, ist wesentlicher Be­
standteil dieses Vertrages«
• oo» Die Übernahme des Betriebes erfolgt mit Wir­
kung vom la Januar 1954 am 2« Januar 1954«1*

Der Beklagten war bekannt gewesen» daß sich der Ge­
meinschuldner wegen seiner wirtschaftlichen Schwierig­
keiten mit Verkaufsabsichten trüge Ihr kam es darauf an» 
die von ihr gegebenen Mittel zurückzuerhalten« Sie er­
klärte daher noch vor Abschluß des Kaufvertrages dem Ge­
meinschuldner und der Firma liflHHK als der möglicher­
weise in Betracht kommenden Käuferin, daß die Firma 
H P  mit ihr Zapfstellenverträge schließen könne, wenn 
diese an sie 80 000 DM 2ahieo Die Beklagte und die Firma 
D 4 N h a b e n  darauf im Einverständnis mit dem Gemein­
schuldner eine im einzelnen nicht näher bekannte Verein­
barung getroffen, nach der die Firma der Beklag­
ten unter Anrechnung auf die Kaufpreisforderung 80 000 DM 
schuldeteo Unter dem 1» Januar 1954 schlossen die Beklag­
te und die Firma einen Vertrag, wonach die Fir­
ma IMflMHP von der Beklagten den Betrag von 80 000 DM 
als Darlehen erhielt« Dieser Vertrag entspricht dem zwi­
schen der Beklagten und dem Gemeinschuldner am 4« Dezem­
ber 1952 geschlossenen« Auf diese Schuld hat die Firma 

Zahlungen geleistet, über deren Höhe bestimmte 
Angaben fehlen«

Am 14o Dezember 1953 zahlte der Gemeinschuldner, nach­
dem er von der Firma einen Vorschuß erhalten hat­
te, an die Beklagte den ihr aus dem Zapfstellenvertrag 
noch geschuldeten Betrag von 15 684*72 DM« Die Beklagte 
Ubertrug darauf auf den Gemeinschuldner dessen Hechte aus 
dem Pachtvertrag zurück«

Am 16« Dezember 1953 stellte der Gemeinschuldner 
den Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens« Am



22- Mai 1954 ist über das Vermögen des Gemeinschuldners 
der Anschiußkonkurs eröffnet wordene Im Konkursverfahren 
ist an alle Konkursgläubiger eine Ausschüttung in Hohe von 
20 io erfolgt«

Der Kläger hat Anfechtungsklage erhoben, die darauf 
gestützt ist, daß der GemeinSchuldner auf Verlangen der 
Beklagten die Firma angewiesen habe, von dem ver=
einbarten Kaufpreis an die Beklagte 80 000 DM zu zahlen«, 
und daß die Beklagte, der die Zahlungsunfähigkeit des Ge­
meinschuldners bekannt gewesen sei, auf diese Weis.e wegen 
ihrer Darlehensforderung zum Nachteil der anderen Konkurs­
gläubiger befriedigt worden sei«, Der Kläger hat ferner die 
Zahlung der 15 684,72 DM aus dem Zapfstellenvertrag ange- 
fochten und insoweit Eückgewähr von 12 547;78 DM verlangt. 
Hinsichtlich des Betrages von 80 000 DM hat er die Eück- 
abtretung der der Beklagten gegen die Firma zu­
stehenden Forderung abzüglich des den Konfcursgläubigern 
gebührenden Teiles von 20 $ gefordert, soweit die Beklagte 
die Forderung gegen die Firma nicht bereits einge­
zogen hato

Ferner hat er Auskunft Uber die eingezogenen Beträge 
begehrt und hat vor dem Landgericht auch verlangt, daß die 
Beklagte die von ihr auf die abgetretene Forderung einge- 
zogenen Beträge unter Abzug von 20 i an ihn zahleo

Das Landgericht hat die Beklagte verurteilt, die ihr 
gegen die Firma D f l H H P  zustehende Forderung von 80 000 DM 
abzüglich 20 i an den Kläger abzutreten, soweit diese nicht 
von ihr eingezogen ist, und über die von ihr bei der Fir­
ma eingezogenen Beträge Auskunft zu erteilen» In .
Höhe von 12 547,78 DM hat es die Klage abgewiesen»

Das Oberlandesgericht hat die Anschlußberufung des 
Klägers ganz und die Berufung der Beklagten mit der Maß­
gabe zurüokgewieeen, daß di© Beklagte verurteilt wird, die 
ihr aus der Schuldübernahme zwischen dem Gemeinschuldner 
und der Firma gegen diese zustehende Forderung
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von 80 000 DM abzüglich 20 # an dan Kläger abzutreten, 
soweit sie nicht von ihr eingezogen ist*

Mit der Bevision erstrebt die Beklagte die Abweisung 
der Klage in vollem Umfange«, Der Kläger beantragt, die Re­
vision zuruclczuweisen« *

Ent soheidungsgründe:

Das Berufungsgericht hält den Anspruch des Klägers 
auf Bückgewähr der Forderung von 80 OÖO DM abzüglich 20 # 
nach § 50 Br„2 KO in Verbindung mit § 107 Abs«,! VerglO 
für begründeto

Es führt aus, nach dem zwischen dem Gemeinschaldner 
und der Firma L M B M P  geschlossenen Vertrag vom 10 o Dezem­
ber 1955 habe der Kaufpreis 240 000 DM betragene In einer 
gleichzeitig neben dem Kaufvertrag getroffenen Vereinbarung 
habe die Firma die gegenüber der Beklagten aus
dem Darlehensvertrag bestehende Schuld des Gemeinschuld­
ners von 80 000 DM übernommen«, Die Zustimmung der Beklag­
ten hierzu sei schon vor Abschluß des Vertrages erteilt 
worden* Als Entgelt für die Übernahme der Schuld habe der 
Gemein Schuldner in Höhe von 80 000 DM seine Kaufpreisfor- 
derung aufgegeben«. Diese Aufgabe der Kaufpreisforderung 
bilde die anfechtbare Rechtshandlung des Gemeinschuldners« 
Durch sie sei eine Benachteiligung der übrigen Gläubiger 
eingetreten« Wäre das Deckungsgeschäft nicht erfolgt, so 
würdeudie Kaufpreisforderung ungeschmälert zum Vermögen 
des Gemeinschuldners gehört haben, während Jetzt der Klä­
ger, wenn er von der Firma L f l M i  die restlichen 
80 000 DM Kaufpreisforderung verlangen würde, mit deren 
Einwand rechnen müsse, daß sie ihren Verpflichtungen aus 
dem Kaufvertrag insoweit durch die Sohuldübernahme voll 
nachgekommen sei«
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I o

Wenn die Revision demgegenüber geltend macht,, die 
Kaufpreisforderung des GemeinSchuldners an die Firma !•- 

habe nicht 240 000 DM, sondern 160 000 DM betragen« 
ein Betrag von 80 000 DM habe dem Gemeinschuldner von 
vornherein nicht zugestanden, da die Firma D f l H B P  berech­
tigt gewesen sei, vom Kaufpreis die anfallenden Basten, zu 
denen auch die Darlehensschuld von 80 000 DM gehört habe, 
abzuziehen, so greift sie in unzulässiger’Weise die Aus­
legung des Berufungsgerichts an« Es ist unter rechtsirr­
tumsfreier Würdigung des Inhalts des Kaufvertrages vom 
10o Dezember 1953 und der Zusatzvereinbarung vom selben 
Tage zu der Auffassung gelangt, nach dem Willen der Ver­
tragsparteien habe der Kaufpreis 240 000 DM betragen sol­
len« Im übrigen würde das Recht, eine Bast vom Kaufpreis 
♦’abziehen1* zu dürfen, gerade voraussetzen, daß der Kauf­
preis sich nicht von vornherein auf den schon gekürzten 
Betrag belaufen hat«

Ebenso setzt die Revision sich zu den Feststellungen 
und der Auslegung des Berufungsgerichts mit ihrer Auffas­
sung in Gegensatz, der Betrag von 80 000 DM, den zu zahlen 
sich die Firma BflHBBt gegenüber der Beklagten verpflich­
tet habe, sei das Entgelt dafür, daß die Beklagte mit der 
Firma einen Zapfstellenvertrag geschlossen und
ihr die Rechte 1!andern Grundstück und 11 aufM das Grund­
stück überlassen habe« Das Berufungsgericht sieht, wie es 
ausdrücklich sagt, die Behauptung der Beklagten, sie habe 
der Firma die Ausübung der Rechte zum Betriebe
einer Tankstelle gegen Zahlung von 80 000 DM überlassen, 
als widerlegt an und meint unter Berücksichtigung des 
Darlehensvertrages vom 1« Januar 1954, Schuldgrund sei 
gerade die ursprüngliche Darlehensforderung gewesen, die 
sich jetzt auf Grund der Schuldübernahme zu genau den 
gleichen Bedingungen, die für den Gemeinschuldner bestan­
den hatten, gegen die Firma richte« Zutreffend
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weist das Berufungsgericht auch darauf hin* daß die Beklag­
te im Konkursverfahren auf ihre Barlehensforderung nur ei­
nen Betrag von 896*30 DM angemeldet hat* Hätte die Firma 
X i f l H i  unabhängig von dieser Barlehensforderung allein 
für die Überlassung der Zapfstellenberechtigung an die 
Beklagte den Betrag von 80 000 BM schulden sollen* so 
hätte eine Tilgung dieser Schuld die Barlehensschuld des 
GemeinSchuldners nicht berührt und die Beklagte hätte die 
dann noch fortbestehende Barlehensforderung in voller Höhe 
im Konkursverfahren anmelden müssen* .

II o

1* In der Hauptsache beruft die Eevision sich darauf, 
die Gläubiger seien durch die Sehuldübernahme nicht be­
nachteiligt wordene Sie meint, der vom Gemeinschuldner ver­
äußerte Betrieb sei damit "belastet0 gewesen, daß die Fort­
führung des Betriebes erst durch den Abschluß eines neuen 
Tankstellenvertrages mit der Beklagten möglich gewesen sei« 
Wenn diese die Zustimmung zum Eintritt eines neuen Tank­
stelleninhabers verweigert hätte, würde das an die Firma 
B 4 N M P  verkaufte Unternehmen noch nicht einmal einen 
Wert von 160 000 BM gehabt haben, die Konkursglänbiger 
seien also dadurch,, daß der Beklagten 80 000 BM zugeflos­
sen seien, nicht beeinträchtigt worden*

Bieser Ausgangspunkt ist insofern unrichtig, als nicht 
die Veräußerung des Unternehmens angefochten ist und es 
daher unmittelbar auf dessen Wert nicht ankommt* Angefoch­
ten ist die befreiende Übernahme der Barlehensschuld und 
ihre Rückzahlung durch die Firma B f H B M P  unter Berücksich­
tigung, daß der Ausgleichsanspruch der Firma mit
der Kaufpreisforderung des Gemeinschuldners verrechnet wor­
den ist* Allerdings kann sich die Frage stellen, ob infol­
ge der Abgeltung der Barlehensschuld, die zu der Minderung 
der Kaufpreisforderung geführt hat, sich etwa der Wert des 
Vermögens des späteren Gemeinschuldners um einen gleich



hohen Betrag vermehrt hat (vglo BGH Urt. v. 9« Februar 1955 
- IV ZR 173/54 - DM KO § 30 Nr«2)o Hur in diesem Zusammen­
hang könnte es darauf ankommen? ob durch die Übernahme und 
Rückzahlung des Darlehens der Betrieb des Gemeinschuldners 
um mindestens 80 000 DM wertvoller geworden ist.

2. Die Revision hält einen solchen Ausschluß der Be­
nachteiligung unter doppeltem Gesichtspunkt für gegeben;

a) Sie meint einmal? die Beklagte habe anläßlich der 
Veräußerung des Betriebes des Gemeinschuldners an' die Fir- 
raa auf Rechte aus der für sie eingetragenen be­
schränkten persönlichen Dienstbarkeit verzichtet., Die Se- 
vision will also sagen? die Dienstbarkeit habe eine Bela- 
stung gebildet? die den Wert des Unternehmens um 80 000 DM 
vermindert habe® Als Gegenleistung für die Rückzahlung der 
80 000 DM habe die Beklagte das Unternehmen des Gemein­
schuldners von dieser Belastung befreito

Dieser Auffassung ist nicht zu folgen® Das Reichsge- 
rieht (WartfRspr 1917 Hr®225) hat allerdings eine Benach­
teiligung in einem Falle nicht für.gegeben gehalten? in 
dem der Gemeinschuldner einem Gläubiger zahlungshalber ei­
ne Forderung abgetreten und der Gläubiger dafür eine unan­
fechtbare Sachpfändung aufg'egeben hatte» Die Lage der Kon­
kursgläubiger hatte sich? wie das Reichsgericht ausführt? 
.dadurch nicht verschlechtert? daß an die Stelle des Pfän­
dungspfandrechts durch die Vereinbarung der Beteiligten 
das abgetretene Forderungsrecht getreten war®

Hier ist die Sachlage aber anders® Während in dem 
vom Reichsgericht entschiedenen Falle der Anfechtungsbe­
klagte abgesonderte Befriedigung aus einem zur Masse ge­
hörigen Gegenstand hätte verlangen können9 wenn er sein 
Pfändungspfandrecht nicht aufgegeben hätte? stand der Be­
klagten ein Absonderungsrecht nicht zu® Die für die Be­
klagte eingetragene Dienstbarkeit verminderte das Vermö­
gen des Gemeinschuldners nicht, weil er nicht Eigentümer
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des belasteten Grundstücks war. Die Beklagte kann nur von 
der Grundstückseigentümerin verlangen, daß sie die Errich­
tung und Unterhaltung einer Zapfstelle dulde- Nach dem 
Wortlaut der für die Beklagte eingetragenen beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit sollte sie auch das Recht zum 
ausschließlichen Vertrieb von Ireib- und Schmierstoffen 
auf dem Grundstück haben* Wieweit eine solche Dienstbar­
keit überhaupt zulässig ist (vgl* BGHZ 29,244,246)* kann 
dahingestellt bleiben** Auf Grund der Dienstbarkeit hätte 
die Beklagte jedenfalls höchstens verhindern können, daß 
andere Waren als die ihrigen vertrieben würden* Dieser 
Umstand hat aber bei der Veräußerung des Betriebes an 
die Firma ersichtlich keine Rolle gespielt* Es
ist nichts dafür vorgetragen worden, daß die Grundstücks- 
eigentümerin oder die Firma den Willen gehabt
hätten* es sollten auf dem Grundstück andere Erzeugnisse 
als die der Beklagten gehandelt werden* Es hat also nie­
mals in Frage gestanden, daß die Beklagte als Gegenlei­
stung für die Übernahme der Darlehensschuld durch die 
Firma etwa ihr nach der Dienstbarkeit zustehende
Rechte zu Gunsten des Gemeinschuldners oder der Firma I*- 

preisgebe * Die Beklagte hat auch nicht schlüssig 
dargelegt, daß die Firma wegen einer durch die
Dienstbarkeit hervorgerufenen Beschränkung in der Nut­
zung des Pachtgrundstücks das käuflich .erworbene Unter­
nehmen des Gemeinschuldners als geringerwertig angesehen 
habe. Damit ist auch der Rüge der Boden entzogen, durch 
die Befreitung von der Dar1ehensschuld. sei eine auf dem 
Betriebe des Gemeinschuldners ruhende Belastung beseitigt 
worden*

b) Die Revision beruft sich des weiteren darauf, 
daß erst auf Grund der befreienden Schuldübernahme der 
Betrieb des Gemeinschuldners an die Firma habe
veräußert werden können* Sie rügt, das Berufungsgericht 
habe den Beweisantritt übergangen, daß die Firma
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ser den Kaufvertrag nicht geschlossen häî te? wenn die 
Beklagte sich nicht mit Rücksicht auf die Schuldübernah- 
me damit einverstanden erklärt hätte, auf sie den Zapf­
stellenvertrag su übertragen«

Bas Berufungsgericht ist auf diesen Vortrag der Be­
klagten nicht eingegcmgen* Es erwägt, der Garagenbetrieb 
als solcher wäre nicht völlig unverwertbar gewesen«, son­
dern hätte auch ohne die Tankstelle einen gewissen wirt­
schaftlichen Wert dargestellto Welchen Wert der Garagen- 
betrieb ohne die Tankstelle haben würde« könne dahinge­
stellt bleiben, denn die bessere Verwertbarkeit des Ge- 
Samtbetriebes infolge der Zustimmung der Beklagten ver­
möge den Nachteil, der nun einmal in der mangelnden Zu­
griff smöglichkeit der Gläubiger auf die volle Kaufpreis­
forderung liege, nicht aufzuwiegen« Benn für diese Ver­
mögensminderung sei keine für den Gläubigerzugriff gleich­
wertige Gegenleistung in das Vermögen des Gemeinschuld­
ners gelangt,, Barauf, daß die angefochtene Rechtshandlung 
auch den Vorteil besserer • Verwertbarkeit gebracht habe, 
komme es nicht an, da eine Anwendung der Grundsätze der 
Vorteilsausgleichung auf den konkursrechtliehen Rückge­
währanspruch nicht stattfinde«

Biese Auffassung ist allerdings nicht, frei von Rechts- 
irrtum«, Wenn Rechtsprechung und Schrifttum ablehnen, die 
Grundsätze der Ausgleichung von Schaden und Vorteil auf 
das Anfechtungsrecht anzuwenden, so handelt es sich um 
Tatbestände, bei denen die benachteiligende Handlung in 
ursächlichem Zusammenhang mit anderen Ereignissen der Kon­
kursmasse auch Vorteile gebracht hat (BGH ürt«, v, 25» Sep­
tember 1952 - IV ZR 13/52 - IM KO § 30 Nr«!). Im vorlie­
genden Fall ist zu der befreienden Schuldübernahme, als 
deren Folge eine Verkürzung der Kaufpreisforderung er­
folgt ist, nicht ein anderes der Konkursmasse vorteil­
haftes Ereignis •' hinzugetreten«» Vielmehr soll nach der
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Darstellung der Beklagten durch die Schuldübernahme un- 
mittelbar der Gemeinschuldner erst in die Lage versetzt 
worden sein? -sein Unternehmen einschließlich Tankstellen­
betrieb zu einem angemessenen Preise zu veräußern« Dem 
Vermögen des Gemeinschuldners soll also ein Vorteil zuge­
flossen sein* der sich in der Konkursmasse erhalten hat; 
ohne den also den Gläubigern eine entsprechend geringere 
Vermögensraasse zur Verfügung gestanden hätte© Das könnte 
genügen, um eine Benachteiligung auszuschließen* Diese 
Auffassung stände auch nicht mit der Annahme des Beru­
fungsgerichts in Widerspruch* die Einräumung des Rechts 
durch die Beklagte an die Firma L f l U j *  den Tankstellen­
betrieb mit Erzeugnissen der Beklagten auf dem Grundstück 
der Frau AlflHHBt -.auszuüben-i, habe nicht die vertragli­
che Gegenleistung dafür gebildet* daß die Firma 
die Darlehensschuld'« übernommen habe« Die Rechtsprechung 
hat allerdings dem Gedanken Ausdruck gegeben* daß Vorteile* 
die im Zusammenhang mit anderen Ereignissen erwachsen 
seien* jedoch keine Gegenleistung für die durch die Hand­
lung des Gemeinschuldners bezweckte Vermögensminderung dar­
stellten, das Anfechtungsrecht nicht hinderten (vgl © BGH 
Urt* Vo 25a September 1952 aaO)© Daraus folgt aber nicht, 
daß eine Benachteiligung nur dann ausgeschlossen sei, wenn 
der eingetretene Vermögenszuwachs gerade die Gegenleistung 
für die Handlung ist, durch die das Vermögen vermindert 
wird« Hat die Rechtshandlung des Gemeinschuldners unmittel­
bar zu einem Vermögensvorteil geführt, so kann es nicht 
darauf ankommen, ob dieser Vorteil zu der Rechtshandlung 
auf Grund eines gegenseitigen Vertrages im Verhältnis von 
Leistung und Gegenleistung steht oder aber aus sonstigen 
Gründen die Folge der Rechtshandlung ist« Es stellt sich 
mithin im vorliegenden Fall nicht die Frage, ob eine tat- 
sächlic)! eih£Gtrcjbone.f5iiädigung des Vermögensbestandes 
durch Ereignisse, die mit der schädigenden Handlung in zu­
rechenbarem Susammenhange stehen, wieder beseitigt ist, 
sondern ob die Rechtshandlung des Gemeinschuldners über­
haupt zu einer Verminderung seines Vermögens geführt hat*
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Die Beklagte stellt es jedoch zu Unrecht allein dar­
auf ab,, ob gerade die Firma I i f l p  das Unternehmen des 
Gemeinschuldners überhaupt nicht erworben hätte, wenn die 
Beklagte nicht auf Grund der Schuldübernahme der Firma

die Fortsetzung des Tankstellenvertrages gestat­
tet hätte. Entscheidend ist vielmehr, ob rein rechnerisch 
den Konkursgläubigern eine geringere Vermögensmasse des­
halb zur Verfügung steht, weil die Firma L f l H M P  ver­
pflichtet war, anstelle des vereinbarten Kaufpreises von 
240 000 DM nur einen Betrag von 160 000 DM zu zahlen«» Es 
kommt deshalb darauf an, welche Vermögenswerte den Kon- 
kursgläubigern bei Eröffnung des Konkurses zur Verfügung 
gestanden hätten, wenn es nicht zu der nach Ansicht des 
Berufungsgerichts anfechtbaren Übernahme der Darlehens­
schuld verbunden mit einer Kürzung des Kaufpreises und, 
wie zu unterstellen ist, damit auch nicht zum Abschluß ei­
nes Kaufvertrages mit der Firma L f l H I B  gekommen wäre»
Es ist also der tatsächliche Wert der Konkursmasse zu ver­
gleichen mit dem Vermögensstand, wie er gegeben wäre, wenn 
der Gemeinschuldner mangels einer Übereinkunft mit der Be­
klagten seinen Betrieb nicht an die Firma hätte
veräußern können«» Es fragt sich daher, ob der Konkursver­
walter, wenn er selbst den Betrieb des Gemeinschuldners ver­
wertet hätte, für ihn einen Erlös von mehr als 160 000 DM 
hätte erzielen können; denn nur dann hätte die Verrech­
nung der übernommenen Schuld auf die Kaufpreisforderung 
zu einer Benachteiligung der Konkursgläubiger geführt«

3« In dieser Richtung geht ein weiterer Angriff der Re­
vision, dem der Erfolg nicht zu versagen ist«

Die Revision beruft sich darauf, die Beklagte sei 
nach den Bestimmungen des Zapfstellenvertrages nicht ver­
pflichtet gewesen, einen ihr vom Konkursverwalter vorge­
schlagenen Nachfolger des Gemeinschuldners im Tankstellen­
betriebe ansamehisen. Sie habe vielmehr das Recht gehabt.
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entweder das Grundstück selbst zu nutzen und dadurch ihre 
Aufwendungen herauszuwirtschaften oder die Genehmigung zum 
Eintritt eines neuen Vertragsgegners nur unter Bedingungen 
zu erteilen, die ihre Barlehensforderung sicherstellten* 
Dadurch sei eine Veräußerung der Tankstelle durch den Kon­
kursverwalter ohne ihre Zustimmung und ohne daß der Käufer 
den Kaufpreis um die von ihm zu Übernehmende Barlehens­
forderung kürze, ausgeschlossen gewesen*

Biese Umstände hat das Berufungsgericht nicht hin­
reichend berücksichtigt* Baß das Unternehmen des Gemein­
schuldners bei Ausschluß des Tankstellehbetriebes eine 
erhebliche Werteinbuße erfahren würde, hat das Berufungsge­
richt unterstellt* Für die Prüfung, ob bei einer Veräuße­
rung des Unternehmens durch den Konkursverwalter für die 
Masse ein günstigeres Ergebnis erzielt worden wäre, ist 
deshalb davon auszugehen, daß auch der Konkursverwalter 
es mit dem Tankstellenbetrieb veräußert hätte» Hätte aber 
in dem Falle, daß die Firma I 4 M H I  das Unternehmen des 
Gemeinschuldners nicht erworben hätte, der Konkursverwal­
ter es einschließlich Tankstellenbetrieb veräußern wollen> 
so hätte er gegenüber der Beklagten nach § 17 KO die Er­
füllung des ZanfStellenvertrages wählen müssen, da nur auf 
diese W e i u f e i ^ l f u r s ^ s s e  zum Zwecke der Verwertung 
hätte erhalten bleiben können* Hätte sich der Konkursver­
walter aber zur Erfüllung entschlossen, so wäre er ver­
pflichtet gewesen, den Zapfstellenvertrag so zu erfüllen, 
wie außerhalb des Konkurses der Gemeinschuldner es hätte

i
tun müssen* Daher hätten dem Konkursverwalter auch die den 
Gemeinschuldner nach Gesetz und Vertrag treffenden Verbind­
lichkeiten zur Sicher Stellung der Erfüllung als Masse­
schulden obgelegen (Jaeger, KO 8*Aufi* § 17 Anm*33 Abs*2 
und Anm*34 Abs*2). Der Konkursverwalter wäre deshalb, sofern 
die Voraussetzungen Vorgelegen hätten, unter denen der Zapf­
stellenvertrag eine Sicherung der Beklagten vorsah, ge­
zwungen gewesen, die Beklagte zu befriedigen oder es hin­
zunehmen, daß sie ihre in diesem Vertrage bestimmten Rech­
te ausübte»
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Bei einer Veräußerung des Betriebes durch den Kon­
kursverwalter hätte zwar das Bestehen der Grunddienstbar­
keit nicht zu einer Verminderung des Kaufpreises führen 
müssen« Der Konkursverwalter hätte nur einen Käufer aus­
zusuchen brauchen}, der bereit gewesen wäre, die Erzeug­
nisse der Beklagten zu vex’treiben« Bann hätte die Grund­
dienstbarkeit keine Bedeutung gehabt« Daß das Bestehen der 
Dienstbarkeit von Einfluß auf die Bewertung des Unterneh­
mens des Gemeinschuldners sein könne, brauchte das Beru­
fungsgericht daher nicht in Betracht .zu ziehen«

Die Beklagte hätte sich auch bei einer Portsetzung 
des Vertrages mit dem Konkursverwalter nicht nach der Be­
stimmung der Nr «8 des Zapfstellenvertrages darauf berufen 
können, daß der Gemeinschuldner in Zahlungsschwierigkeiten 
geraten sei« Da die aus dem Vertragsverhältnis begründe­
ten Ansprüche der Beklagten nach § 59 Nr,2 KO aus der Mas­
se befriedigt werden müssen, käme es nicht auf die Zah­
lungsunfähigkeit des Gemeinschuldners an, sondern allein 
darauf, ob die Masse zur Befriedigung ausreicht« Insoweit 
gilt der gleiche Hechtsgedanke, der es nach überwiegend 
vertretener Meinung dem Gläubiger bei Portsetzung des Ver­
trages mit dem Konkursverwalter verwehrt, nach § 521 BGB 
die Leistung schon mit der Begründung zu verweigern? daß 
in den Vermögensverhältnissen des Schuldners eine wesent­
liche Verschlechterung eingetreten sei (Jaeger, KO 8«Aufl0 
§ 17 Anm*34$ Mentzel/Kuhn KO 6«*Aufl« § 17 Anmo26)*

Anders steht es jedoch mit den Hechten der Beklagten, 
die ihr bei einer Veräußerung des Betriebes erwuchsen«
Nach dem Barlehensvertrag war im Palle der vorzeitigen Be­
endigung des Zapfstellenvertrages der Darlehensrestbetrag 
ohne Kündigung im Zeitpunkt der Auflösung des Vertrages 
fällig« Bei einer Veräußerung des Unternehmens, die zu 
einer Beendigung des mit dem Gemeinschuldner geschlosse­
nen Zapfstellenvertrages fuhren mußte, hätte also die Be­
klagte beanspruchen können, daß sie vom Konkursverwalter
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wegen des Darlehensrestbetrages befriedigt werde. Die ge­
nannte .Vertragsbedingung betrifft allerdings nicht unmit­
telbar Bestimmungen des Zapfstellenvertrages, den der Kon­
kursverwalter hätte fortsetzen müsseno Der Darlehensver­
trag ist indessen ersichtlich im Zusammenhänge mit dem 
Zapfstellenvertrag geschlossen wordene Das Darlehen soll­
te unter anderem zur Errichtung von Bankhaus* Vor- und 
Überfahrten dienen«, Daher ist eine Auslegung nicht fern­
liegend, daß auch die Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Darlehens zu den Vertragspflichten aus dem Zapfstellen­
vertrag gehört, die der Konkursverwalter hätte erfüllen 
müssen, wenn er das Unternehmen des Gemeinschuldners ver­
werten wollte« Die danach gebotene Auslegung des Zapfstel­
lenvertrages liegt dem Berufungsgericht ob, an das die 
Sache zur weiteren Verhandlung und Entscheidung zurückver­
wiesen werden mußo

Abgesehen von dem Anspruch auf sofortige Rückzahlung 
des Darlehens hat nach Ir*7 des ZapfStellenvertrags der 
Zapfstelleninhaber bei der Überlassung des Betriebes an 
einen Dritten auch dafür einzustehen, daß der neue Be­
rechtigte auf Wunsch der Beklagten alle Rechte und Pflich­
ten aus diesem Vertrag übernimmt «, Sollte die Auslegung er­
geben«, daß auch die Darlehensschuld eine Verpflichtung aus 
dem.Zapfstellenvertrag bildet, so hätte die Beklagte auf 
Grund der Bestimmung der Hr„7 des Zapfstellenvertrages be­
anspruchen können, daß der Konkursverwalter das Unterneh­
men des Gemeinschuldners nur mit der Maßgabe an den Dritten 
veräußere, daß dieser in die Därlefcensverpflichtung ein­
tret e* Dann hätte also der Abschluß einer Vereinbarung, 
wie sie der Gemeinschuldner getroffen hat, zu den Ver­
pflichtungen gehört, die dem Konkursverwalter bei einer 
Veräußerung des Unternehmens ebenfalls obgelegen hätten*
In diesem Palle könnten die Gläubiger nicht benachteiligt 
worden sein* Denkbar wäre im übrigen auch* daß die Pirma 
des Gemeinschuldners, sofern dieser Vollkaufmann war, im
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Handelsregister eingetragen gewesen ist* Palls ein Erwer­
ber die Pirma fort geführt hätte - der Firma U B Ü ; 
war im Vertrag vom 10» Dezember 1953 gestattet worden* die 
bisherige Bezeichnung »Garage Atlantik» fortzuführen 
würde sich eine Haftung des Erwerbers für die bisher be­
gründeten Verbindlichkeiten auch aus § 25 HGB ergebene

Unter allen diesen Gesichtspunkten wird das Berufungs­
gericht zu prüfen haben, welche Opfer der Konkursverwalter 
bei einer Veräußerung des Unternehmens hätte erbringen müs­
sen und welchen Erlös er im Ergebnis erzielt hätte* Erst 
dann ist eine Feststellung möglich, ob die Konkursgläubiger 
durch die Vereinbarungen des Gemeinschuldners der Pirma

und der Beklagten benachteiligt worden sind«. Dabei 
könnte auch ins Gewicht fallen, daß zwar die Beklagte dem 
Konkursverwalter gegenüber nicht verpflichtet gewesen wäre, 
einen ihr nicht genehmen Nachfolger des Gemeinschuldners 
hinzunehmen, daß sie aber ebensowenig berechtigt gewesen 
wäre, nach Beendigung des zwischen dem Gemeinschuldner und 
der Verpächterin bestehenden Pachtverhältnisses etwa die 
vom Gemeinschuldner geschaffenen Einrichtungen ersatzlos 
zu behalten und mit ihnen den Betrieb selbst weiterzufüh- 
reno Aus dem unstreitigen Sachverhalt ergibt sich, daß der 
Gemeinschuldner beträchtliche ihm zustehende Werte geschaf­
fen hatte« So war das Darlehen nach der ausdrücklichen Be­
stimmung des Vertrages zur Errichtung des Tankhauses mit 
Überdachung und einer Pflegestation mit Einrichtungen ge­
geben worden« Der Gemeinschuldner hatte ferner unstrei­
tig Garagen mit dazugehöriger Einrichtung errichtet* Im 
Vertrag, mit der Firma hatte er diese ihm gehörigen
Bauten und Zubehörstücke der Käuferin überlassen« Nur die 
von der Beklagten errichteten Anlagen der Zapfstellenbe­
triebe blieben nach Nr«2 Abs«l des Zapfstellenabkommens 
deren Eigentum« Dagegen hätten die Baulichkeiten und Ein­
richtungen, die Eigentum des Gemeinschuldners waren, so­
fern die Firma sie nicht erworben hätte, zur Masse
gehört« Soweit etwa die Beklagte das Eigentum an ihnen ver-
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loren hatte, hätten mindestens Erstattung- und Bereiche­
rungsansprüche bestandene Das bedeutet, daß der Konkurs­
verwalter einem von der Beklagten auf ibn;-ausgeübten Druck 
nicht hilflos gegenüber gestanden hätte und daß die Be­
klagte, wollte sie selbst die Zapfstelle einem Nachfolger 
überlassen, sich auch mit dem Konkursverwalter ins Beneh­
men hätte setzen müssen«,

III p

Nur für den Pall, daß das Berufungsgericht zu dem Er­
gebnis kommen sollte, die Gläubiger seien benachteiligt, 
würde es noch auf die Frage ankommen, ob der Beklagten die 
durch die Schuldübernahme erlangte Befriedigung zustande

la Das Berufungsgericht ist der Auffassung, die geklag­
te habe am 10 o Dezember 1953 für ihre Darlehensforderung 
eine ihr nicht gebührende Deckung erhaltene Sie sei befrie­
digt worden, soweit sie die Forderung eingezogen habe, und 
habe hinsichtlich des noch offenstehenden Betrages eine 
Sicherung empfangene Derm die Firma sei eine bes­
sere Schuldnerin als der Ge&einschuldner« In dieser Art, 
nämlich durch die Schuldübernahme, habe der Beklagten eine 
Deckung ihrer Forderung nicht zugestandeno

2* Die Revision glaubt, die Beklagte habe einen Anspruch 
auf die empfangene Leistung gehabt» Sie habe die Rückzah­
lung des Darlehens verlangen können, da. die ihr im Vertra­
ge vom 3» Januar 1953 gewährten Sicherungsrechte einen An­
spruch darauf gegeben hätten, die Übertragung ihrer Rechte 
auf die Firma Lorinser . . , ohne gleichzeitige Begründung
einer neuen Verpflichtung dieser Firma zu verweigern,.

Die vorstehende unter dem Gesichtspunkt der Gläubi­
gerbenachteiligung getroffene Prüfung, ob und welche An­
sprüche die Beklagte bei einer Veräußerung des Unternehmens
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durch den Konkursverwalter hätte geltend machen können, 
hat auch Bedeutung für die Frage, oh die Übernahme der 
Barlehensschuld anläßlich de3 Erwerbes des Unternehmens 
durch die Firma eine Befriedigung gewesen ist,
auf die die Beklagte in der Art oder zu der Zeit keinen 
Anspruch gehabt hat«, Sollte die erneute Verhandlung erge­
ben? daß der Beklagten im Falle einer Veräußerung des Be­
triebes ein Anspruch darauf zugestanden hat* daß der Er­
werber die Barlehensschuld übernehme? so würde das Beru­
fungsgericht auch seine Auffassung? die Beklagte habe eine 
ihr in dieser Art nicht zustehende Befriedigung erhalten? 
zu überprüfen haben« Es könnte sich nur noch fragen? ob 
die Beklagte etwa vorzeitig befriedigt worden ist« Wann 
genau die Vereinbarungen zwischen der Firma und
der Beklagten über die Schuld Übernahme getroffen worden 
sind, hat das Berufungsgericht nicht festgestellt^ unstrei­
tig sind sie aber vor Abschluß des Vertrages zwischen dem 
Gemeinschuldner und der Firma vom 10« Bezember
1953 erfolgt« Bagegen war die Barlehensschuld nicht vor 
dem 1« Januar 1954 fällig« Denn der Kaufvertrag zwischen 
der (remeinschuldnerin und der Firma \v war
mit Wirkung zum 1« Januar 1954 geschlossen worden« Bis 
zum 31 * Bezember 1953 lief noch der Vertrag des Gemein- 
schuldners mit der Beklagten« Ber 31o Dezember 1953 war 
daher der Zeitpunkt der Auflösung des Vertrages mit dem 
Gemeinschuldner« Baraus darf aber nicht oi*ne weiteres ge­
folgert werden, die Übernahme der Barlehensschuld sei be­
reits erfolgt, bevor die Beklagte einen Anspruch auf eine 
solche Übernahme gehabt habe« Es liegt vielmehr nahe, die 
Vereinbarungen zwischen der Beklagten und der Firma IM- 
■ P  dahin auszulegen, daß die Übernahme der Barlehens­
schuld ebenfalls erst am 1« Januar 1954, also zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der mit dem Gemeinschuldner geschlosse­
ne Zapfstellenvertrag erlöschen werde? hat Wirksamkeit er­
langen sollen und daß die Beklagte nur ihre Zustimmung 
zum Eintritt der Firma unter dieser Vorausset-

*&
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zung'vorzeitig gegeben hat» Sollte die vom Berufungsgericht 
vorzunehmende Auslegung zu dem Ergebnis führen, daß die Be­
teiligten zwar schon im Laufe des Dezember 1953 ihre Verein­
barungen getroffen haben, daß diese aber in ihrer Gesamt­
heit erst zum 1* Januar 1954 haben wirksam werden sollen, 
so wäre der Beklagten eine künftige Befriedigung verspro­
chen worden, auf die sie auch dem Zeitpunkt nach Anspruch 
hatteo

TV.

Das Berufungsgericht geht im übrigen zutreffend davon 
aus, daß die Handlung, die es für anfechtbar ansieht, in 
den letzten zehn Tagen vor dem Anträge auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens erfolgt ist® Nach § 107 VerglO steht 
für die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung dem Antrag auf 
Eröffnung des Konkurses der Antrag auf Eröffnungdes Ver­
gleichsverfahrens gleich» Bei Jaeger/Lent KO 8»Auf!» § 30 
Anm»65 findet sich zwar die Bemerkung, keinesfalls habe der 
§ 107 Absol Vex'glO, indem er die Kenntnis - nur von ihr sei 
die Rede - des Vergleichsantrages der Kenntnis des Konkurs­
antrages gleichgestellt habe, auch die Zehntagefrist auf die 
letzten zehn Tage vor dem Vergleichsanirage erstreckt o Diese 
Ausführungen beziehen sich aber ersichtlich auf die dem jet­
zigen § 107 VerglO nur zum Teil entsprechende Bestimmung des 
§ 87 aFo In ihr wurde allerdings die Kenntnis des Vergleichs­
antrages der Kenntnis des Konkursantrages gleichgestellt»
Die jetzige Fassung des § 107 VerglO hat die früher beste­
henden Zweifel beseitigt» Daher sind jetzt alle Handlungen 
des Gemeinschuldners, die innerhalb der letzten zehn Tage 
vor Stellung des Vergleichsantrages vorgenommen sind, wenn 
es sich um die Deckungsgeschäfte des § 30 Nr02 KO handelt, 
der Anfechtung ausgesetzt (Mentzel/Kuhn? KO 6»Aufl» § 30 Annu 
17; Vogels/Nölte, VerglO 3oAufl» § 107 Annuli 3) «>
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To

Gegenüber dem Rückgewähr»sanspruch, so meint das 
Berufungsgericht, habe die Beklagte den ihr obliegenden 
Beweis, daß ihr die Kenntnis1 der Begünstigungsabsicht de3 
Gemeinschuldners am 10® Dezember 1953 gefehlt habe, nicht 
führen könneno Die Revision rügt, das Berufungsgericht ha­
be nicht festgestellt, daß der Gemeinsohuldner eine Be­
günstigungsabsicht gehabt habe® Sie wirft dem Berufungs­
gericht vor, es habe übersehen, daß der Gemeinschuldner 
erklärt habe, er rechne bei einem Verkauf des Betriebes 
mit 20 000 DM Überschuß und sei froh, wenn er aus der 
Sache mit heiler Haut herauskommeo Aus dieser Äußerung 
spreche die Zuversicht, die Schulden durch einen Verkauf 
abdecken zu können© Die Revision will hieraus den Schluß 
ziehen* der Gemeinschuldner habe die Zuversicht gehabt, die 
Schulden durch den Verkauf abdecken zu könneno Die Rüge 
greift für den Ball, daß die sachlichen Voraussetzungen 
des § 30 Nr ©2 KO vorliegen, jedoch nicht durch© Richtig 
ist allerdings, daß die Beweispflicht, dem Anfechtungs­
gegner sei die Begünstigungsabsicht des Gemeinachuldners 
nicht bekannt gewesen, entfällt, wenn er beweist, daß dem 
Gemeinschuldner die Begünstigungsabsicht gefehlt hat. Der 
Zusammenhang der EntscheidungsgrUn&e ergibt aber, daß das 
Berufungsgericht der Auffassung gewesen ist, der Gemein- 
schuldner habe die Absicht gehabt, mit dem Abschluß des 
Vertrages vom 10© Dezember 1953 seine Gläubiger zu be­
nachteiligen© Begünstigungsabsicht ist die Absicht, für 
den Fall des Konkurses den Gläubiger, dem Befriedigung 
oder Sicherheit gewährt wird, günstiger zu stellen als 
die anderen Konkursgläübxger© Die Begünstigungsabsicht 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Schuldner 
hofft,, seine Hauptgläubiger befriedigen zu können* Zur 
Anfechtbarkeit genügt, daß der Gemeinschuldner mit der



Möglichkeit rechnet, seine Erwägungen könnten nicht zu­
treffen und es werde doch zum Konkurs kommen«, Nur die 
volle Überzeugung des Gemeinschuldners, daß er in abseh­
barer Zeit seine Gläubiger werde voll befriedigen können 
oder wenigstens in absehbarer Zeit hierzu erforderliche 
Mittel erlangen werde, schließt die Begünstigungsabsicht 
aus (Jaeger/Lentj aaO § 30 Anm»62; Mentzel/Kuhn> aaO 
§ 30 Anmo44)o Bas Berufungsgericht hat im einzelnen fest­
gestellt, der Gemeinschuldner habe zu dem Zeugen Bibel 
gesagt, daß er nicht mehr weiter könne und verkaufen 
müsse» Babei hat das Berufungsgericht auch berücksich­
tigt, daß der Gemeinschuldner daran interessiert gewe­
sen sein müsse, der Beklagten als seiner wichtigsten Ge­
schäft spartnerin seine Lage nicht allzu schlecht darzu- 
stellen« Nach alledem ist es nicht fehlsam,- wenn das 
Berufungsgericht aus der Bemerkung des Gemeinschuldners 
allein, er rechne mit etwa 20 000 BM für sich, andern­
falls sei er froh, mit heiler Haut aus der Sache heraus­
zukommen« noch nicht den Schluß gezogen hat, der Gemein­
schuldner sei davon überzeugt gewesen, daß durch die Ver­
äußerung des Betriebes der Brlös zur vollen Befriedi­
gung aller seiner Gläubiger ausreichen werde»*

VI.

Bas angefochtene Urteil war aufzuheben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen« Diesem ist auch 
die Entscheidung über die Kosten der Revision über­
tragen« Bei der dem Berufungsgericht obliegenden Ent­
scheidung über die Kosten des ersten Rechtszuges wird 
es gegebenenfalls zu beachten haben» daß das Landge­
richt über den mit der Klage ebenfalls geltend gemach­
ten Anspruch, die Beklagte zu verurteilen, die von der 
Birma Lorinser auf die abgetretene Borderung eingezo-
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genen Beträge unter Abzug von 20 $ an den Kläger zu 
zahlen* noch nicht entschieden hat* so daß für eine 
abschließende Kostenentscheidung, wie sie das Landge­
richt getroffen haty noch kein Raum war0
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